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Amtlicher Teil

Planfeststellungsverfahren gemäß §§ 17 ff . des Bundesfern-
straßengesetzes (FStrG) i.V.m. Art. 72 ff . des Bayerischen 
Verwaltungsverfahrensgesetzes (BayVwVfG) sowie ge-
mäß dem Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung 
(UVPG) für die Bundesstraße B 469 (Stockstadt am Main 
- Obernburg am Main);
Erneuerung zwischen der AS Stockstadt (AB 16) und der 
AS Großostheim (St 3115) mit Anbau von Seitenstreifen 
(Abschnitt 160 Station 0,406 bis Abschnitt 180 Station 
3,308)

Bekanntmachung vom 04.07.2022 Nr. 32-4354.2-3-14

Öff entliche Bekanntmachung gemäß § 27 Abs. 1 Satz 1 des 
Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) 
i.V.m Art. 74 Abs. 5 Satz 2 des Bayerischen Verwaltungsver-
fahrensgesetzes (BayVwVfG)

Mit Planfeststellungsbeschluss der Regierung von Unterfran-
ken vom 30.06.2022, Nr. 32-4354.2-3-14, ist der Plan für die 
Bundesstraße B 469, Erneuerung zwischen der AS Stockstadt 
(AB 16) und der AS Großostheim (St 3115) mit Anbau von 
Seitenstreifen (Abschnitt 160 Station 0,406 bis Abschnitt 180 
Station 3,308) festgestellt worden. 

I.

Umfang der geplanten Maßnahmen

Die vorliegende Planung hat die Erneuerung der Bundesstraße 
B 469 zwischen der AS Stockstadt (AB 16) und der AS Groß-
ostheim (St 3115) mit Anbau von Seitenstreifen zum Inhalt. Die 
Länge der Baustrecke beträgt ca. 6,0 km. 

Aufgrund der vorherrschenden sehr hohen Verkehrsbelastun-
gen und der im Bestand vorhandenen Sicherheitsdefi zite wird 
im Zuge der grundhaften Erneuerung der B 469 der vorhandene 

Querschnitt auf den anzuwendenden Regelquerschnitt RQ 31 
erweitert, indem der Mittelstreifen auf das erforderliche Maß 
verbreitert und die fehlenden Seitenstreifen ergänzt werden. 
Mit dem Neubau einer Direktrampe von der B 26 auf die B 
469 (FR A3) werden die verkehrlichen und baulichen Defi zite 
an dieser Anschlussstelle behoben. Im Rahmen der Erneuerung 
der B 469 in diesem Bereich wird die Entwässerung saniert 
und der Lage der Straße im Wasserschutzgebiet entsprechend 
auf den aktuellen Stand der Technik ertüchtigt. Auch die be-
stehenden Rampen bei der Verknüpfung mit der B 26 werden 
angepasst. 

Im Zuge der Umsetzung sind sieben Brückenerneuerungen, 
darunter auch die Erneuerung der Eisenbahnüberführung der 
DB Strecke Darmstadt – Aschaff enburg über die B 469, und ein 
Neubau eines Stützbauwerks erforderlich.

Die Planung sieht umfangreiche landschaftspfl egerische Maß-
nahmen, insbesondere Ausgleichsmaßnahmen für die mit der 
Baumaßnahme verbundenen Eingriff e in Natur und Landschaft 
sowie in Waldfl ächen, artenschutzrechtlich bedingte Maßnah-
men, Vermeidungs- sowie Gestaltungsmaßnahmen entlang der 
Trasse vor.

II.

Verfügender Teil

1. Der Plan für die Bundesstraße B 469, Erneuerung zwischen 
der AS Stockstadt (AB 16) und der AS Großostheim (St 
3115) mit Anbau von Seitenstreifen (Abschnitt 160 Station 
0,406 bis Abschnitt 180 Station 3,308) wird mit den sich aus 
diesem Planfeststellungsbeschluss ergebenden Änderungen 
und Ergänzungen festgestellt.

2. Vom Abdruck der Liste der dem Plan zugrundeliegenden 
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Unterlagen wird abgesehen.

3. Dem Vorhabensträger werden Aufl agen erteilt.

4. Die vom Vorhabensträger abgegebenen Zusagen sind als 
verbindlich einzuhalten.

5. Über vorgetragene Einwendungen, Forderungen und Anträ-
ge wird entschieden.

6. Die erforderliche wasserrechtliche Erlaubnis wird unter be-
stimmten Aufl agen erteilt.

7. Verschiedene straßenrechtliche Verfügungen werden getrof-
fen.

III.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Planfeststellungsbeschluss kann innerhalb eines 
Monats nach seiner Bekanntgabe Klage beim 

Bayerischen Verwaltungsgerichtshof,
Ludwigstraße 23,
80539 München

Postfach 34 01 48
80098 München

schriftlich oder elektronisch in einer für den Schriftformersatz 
zugelassenen Form erhoben werden. Sie muss den Kläger, den 
Beklagten (Freistaat Bayern) und den Gegenstand des Kla-
gebegehrens bezeichnen und soll einen bestimmten Antrag 
enthalten. Die zur Begründung dienenden Tatsachen und Be-
weismittel sind innerhalb einer Frist von zehn Wochen nach 
Klageerhebung anzugeben. Erklärungen und Beweismittel, 
die erst nach Ablauf dieser Frist vorgebracht werden, lässt das 
Gericht nur zu, wenn der Kläger die Verspätung genügend ent-
schuldigt (§ 17 e Abs. 5 FStrG).

Der angefochtene Planfeststellungsbeschluss soll in Urschrift 
oder in Abschrift beigefügt werden. Der Klage und allen 
Schriftsätzen sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten bei-
gefügt werden.

Vor dem Bayerischen Verwaltungsgerichtshof müssen sich 
die Beteiligten, außer im Prozesskostenhilfeverfahren, durch 
einen Prozessbevollmächtigten vertreten lassen. Dies gilt 
auch für Prozesshandlungen, durch die ein Verfahren vor dem 
Bayerischen Verwaltungsgerichtshof eingeleitet wird. Als Be-
vollmächtigte sind Rechtsanwälte, Rechtslehrer an einer staat-
lichen oder staatlich anerkannten Hochschule eines Mitglied-
staates der Europäischen Union, eines anderen Vertragsstaates 
des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum oder 
der Schweiz, der die Befähigung zum Richteramt besitzt, oder 
die in § 67 Abs. 2 Satz 2 Nr. 3 bis 7 VwGO bezeichneten Per-
sonen und Organisationen zugelassen. Ausnahmen gelten für 
Behörden und juristische Personen des öff entlichen Rechts 
einschließlich der von ihnen zur Erfüllung ihrer öff entlichen 
Aufgaben gebildeten Zusammenschlüsse (§ 67 Abs. 4 VwGO).

Hinweis zur Rechtsbehelfsbelehrung:

Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich oder elektro-
nisch in einer für den Schriftformersatz zugelassenen Form 

möglich. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-
Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine rechtlichen Wir-
kungen! Nähere Informationen zur elektronischen Einlegung 
von Rechtsbehelfen entnehmen Sie bitte der Internetpräsenz 
der Bayerischen Verwaltungsgerichtsbarkeit (www.vgh.bayern.
de). 

Ab 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO genannte Personen-
kreis Klagen grundsätzlich elektronisch einreichen. 

Kraft Bundesrecht wird in Prozessverfahren vor den Verwal-
tungsgerichten infolge der Klageerhebung eine Verfahrensge-
bühr fällig.

IV.

Hinweis zur Auslegung des Plans

Der Planfeststellungsbeschluss wird dem Träger des Vorhabens 
(Straßenbaulastträger), den Vereinigungen i.S.d. Art. 73 Abs. 
4 Satz 5 BayVwVfG, über deren Stellungnahme entschieden 
worden ist, und denjenigen, über deren Einwendungen ent-
schieden worden ist, individuell mit Rechtsbehelfsbelehrung 
zugestellt (Art. 74 Abs. 4 Satz 1 BayVwVfG).

Eine Ausfertigung des Planfeststellungsbeschlusses wird mit 
einer Rechtsbehelfsbelehrung und einer Ausfertigung des 
festgestellten Planes zwei Wochen bei den Gemeinden Markt 
Großostheim und Markt Stockstadt zur Einsicht ausgelegt; Ort 
und Zeit der Auslegung werden ortsüblich bekannt gemacht. 

Mit dem Ende der Auslegungsfrist gilt der Beschluss auch ge-
genüber allen Betroff enen, die keine Einwendungen erhoben 
haben, und gegenüber den Vereinigungen i.S.d. Art. 73 Abs. 4 
Satz 5 BayVwVfG, die sich im Verfahren nicht geäußert haben, 
als zugestellt (§ 17 FStrG i.V.m. Art. 74 Abs. 4 Satz 3 BayV-
wVfG). 

Unabhängig von der öff entlichen Auslegung des Planfeststel-
lungsbeschlusses können die festgestellten Planunterlagen auch 
bei dem Staatlichen Bauamt Aschaff enburg oder der Regierung 
von Unterfranken eingesehen werden. Im Übrigen besteht die 
Möglichkeit, den Planfeststellungsbeschluss und die Planunter-
lagen auf den Internetseiten der Regierung von Unterfranken 
(www.regierung.unterfranken.bayern.de) abzurufen. Für die 
Vollständigkeit und Übereinstimmung der im Internet veröf-
fentlichten Unterlagen mit den amtlichen Auslegungsunterla-
gen wird keine Gewähr übernommen. Maßgeblich ist der Inhalt 
der zur Einsicht ausgelegten Unterlagen (Art. 27a Abs. 1 Satz 
4 BayVwVfG).

Soweit der Planfeststellungsbeschluss individuell zugestellt 
wird, richtet sich der Beginn der Rechtsbehelfsfrist nicht nach 
den Vorschriften über die öff entliche Bekanntmachung, son-
dern nach Maßgabe der Vorschriften über die individuelle Zu-
stellung.

Würzburg, den 04.07.2022  
Regierung von Unterfranken

Dr. Eugen Ehmann
Regierungspräsident

Apl-l 4354                                    RABl  S.  87
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Sicherheit, Kommunales und Soziales

Haushaltssatzung und Haushaltsplan des Zweckverbandes 
Tierkörperverwertung Unterfranken für das Haushalts-
jahr 2022

Bekanntmachung vom 27.06.2022 Nr. 12-1444.18-2-12

I.

Die Verbandsversammlung des Zweckverbandes Tierkörper-
verwertung Unterfranken hat in ihrer Sitzung am 17.05.2022 
die Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2022 beschlossen.

Die Regierung von Unterfranken hat mit Schreiben vom 
03.06.2022, Nr. 12-1444.18-2-12, die Haushaltssatzung rechts-
aufsichtlich gewürdigt. Sie enthält keine genehmigungspfl ich-
tigen Bestandteile.

Die Haushaltssatzung samt Anlagen liegt bis zur nächsten 
amtlichen Bekanntmachung einer Haushaltssatzung in der Ge-
schäftsstelle des Zweckverbandes Tierkörperverwertung Unter-
franken, Obere Marktstraße 6, 97688 Bad Kissingen, während 
der Geschäftszeiten öff entlich zur Einsichtnahme auf.

Nachfolgend wird die Haushaltssatzung öff entlich bekannt ge-
macht.

Würzburg, 27.06.2022
Regierung von Unterfranken

Manfred Wetzel
Abteilungsdirektor

II.

Aufgrund der Art. 41 Abs. 1 und Art. 42 des Gesetzes über die 
kommunale Zusammenarbeit (KommZG) vom 12.07.1966 
(BayRS 2020-6-1-I) in Verbindung mit Art. 57 ff . der Land-
kreisordnung erlässt die Verbandsversammlung folgende

Haushaltssatzung

§ 1

Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 

2022 wird hiermit festgesetzt; er schließt

im Verwaltungshaushalt
in den Einnahmen und Ausgaben mit  2.976.600 Euro

und im Vermögenshaushalt
in den Einnahmen und Ausgaben mit  29.000 Euro

ab.

§ 2

Kredite zur Finanzierung von Ausgaben im Vermögenshaushalt 
werden nicht aufgenommen.

§ 3

Verpfl ichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt werden 
nicht festgesetzt.

§ 4

Eine Umlage nach der Satzung des Zweckverbandes wird von 
den Zweckverbandsmitgliedern für das Rechnungsjahr 2022 in 
Höhe von 451.700 Euro erhoben.

§ 5

Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung 
von Ausgaben nach dem Haushaltsplan wird auf 150.000 Euro 
festgesetzt.

§ 6

Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 01. Januar 2022 in Kraft.

Bad Kissingen, 27.06.2022
Zweckverband Tierkörperverwertung Unterfranken

Thomas Bold
Landrat
Verbandsvorsitzender

Apl-l 1444                                    RABl  S.  89

Wirtschaft, Landesentwicklung und Verkehr

106. Sitzung des Regionalen Planungsausschusses des Pla-
nungsverbandes Bayerischer Untermain (1) am 19.07.2022

Bek vom 28.06.2022 Nr. 24-8321.1-1-14

I.

Der Regionale Planungsverband Bayerischer Untermain hat um 
Veröff entlichung der nachfolgenden Bekanntmachung gebeten.

Würzburg, 28.06.2022
Regierung von Unterfranken

B r ü c k n e r
Leiter des Bereiches
Wirtschaft, Landesentwicklung und Verkehr

II.

Bekanntmachung

Der Regionale Planungsverband Bayerischer Untermain gibt 
bekannt, dass am 

Dienstag, 19.07.2022, um 9:30 Uhr, 
im Kreistagssaal des Landratsamtes Aschaff enburg,
Bayernstr. 18, 63739 Aschaff enburg,

eine Sitzung des Regionalen Planungsausschusses stattfi ndet.

Die Sitzung ist öff entlich.

T a g e s o r d n u n g:

TOP 1 Fortschreibung des Kapitels 4.2 Wasserwirtschaft - In-
formation zu abgeschlossenem Beteiligungsverfahren

TOP 2 Windenergiesteuerung - Information über die aktuellen 
Entwicklungen durch Vertreter des Bayerischen Staats-
ministeriums für Wirtschaft, Landesentwicklung und 
Energie

TOP 3 Regionalplanerische Steuerung der Windkraft am Bay-
erischen Untermain - Flächenpotenziale und Grund-
satzbeschluss

TOP 4 Fortschreibung des Kapitels 5.2 Energie - Vorstellung 
des Entwurfs und Diskussion

TOP 5 Verschiedenes

Aschaff enburg, 27.06.2022
Dr. Alexander Legler

Landrat und 
Verbandsvorsitzender

Apl-l 8321                                    RABl  S.  89
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Haushaltssatzung des Regionalen Planungsverbandes 
Würzburg für das Haushaltsjahr 2022

Bekanntmachung vom 28.06.2022 Nr. 24-8326-5-9

I.

Der Planungsausschuss des Regionalen Planungsverbandes 
Würzburg hat in seiner Sitzung am 02. Mai 2022 die Haushalts-
satzung für das Haushaltsjahr 2022 beschlossen.

Die Regierung von Unterfranken hat mit Schreiben vom 
27.05.2022 Nr. 24-8326-5-9 die Haushaltssatzung rechtsauf-
sichtlich gewürdigt. Sie enthält keine genehmigungspfl ichtigen 
Bestandteile.

Gemäß Art. 8 Abs. 5 Bayerisches Landesplanungsgesetz 
(BayLpIG) i. V. m. Art. 24 Abs. 1 des Gesetzes über die kom-
munale Zusammenarbeit (KommZG), Art. 40 Abs. 1 KommZG 
und Art. 59 Abs. 3 Satz 3 Landkreisordnung für den Freistaat 
Bayern (LKrO) wird die Haushaltssatzung des Regionalen Pla-
nungsverbandes Würzburg für das Haushaltsjahr 2022 hiermit 
amtlich bekanntgemacht. 

Die Haushaltssatzung und ihre Anlagen sind vom Tage der 
Veröff entlichung dieser Bekanntmachung im Amtsblatt der Re-
gierung von Unterfranken bis zur amtlichen Bekanntmachung 
einer neuen Haushaltssatzung im Zimmer 4 der Außenstelle 
des Landratsamtes Main-Spessart, Kreisentwicklung, Bodel-
schwinghstr. 83, 97753 Karlstadt, während der allgemeinen 
Dienststunden öff entlich zugänglich.

Würzburg, 28.06.2022
Regierung von Unterfranken

B r ü c k n e r
Leiter des Bereiches
Wirtschaft, Landesentwicklung und Verkehr

II.

Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2022
des Regionalen Planungsverbandes Würzburg

Gemäß Art. 8 Abs. 5 Sätze 1 und 2 des Bayer. Landesplanungs-
gesetzes (BayLpIG) in Verbindung mit Art. 40 Abs. 1 Satz 1 des 
Gesetzes über die kommunale Zusammenarbeit (KommZG) 
und Art. 57 ff  der Landkreisordnung für den Freistaat Bayern 
(LKrO) sowie § 10 Abs. 1 Nr. 4a der Verbandssatzung erlässt 
der Regionale Planungsverband Würzburg für das Haushalts-
jahr 2022 folgende 

HAUSHALTSSATZUNG

§ 1

Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 
2022 wird hiermit festgesetzt; er schließt 

im Verwaltungshaushalt mit Einnahmen und Ausgaben von 

99.360 €

ab.

§ 2

Kredite zur Finanzierung von Ausgaben im Vermögenshaushalt 
werden nicht aufgenommen.

§ 3

Verpfl ichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt werden 
nicht festgesetzt.

§ 4

Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung 
von Ausgaben nach dem Haus-haltsplan wird auf 10.000 € fest-
gesetzt.

§ 5

Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 1. Januar 2022 in Kraft.

Karlstadt, 02.06.2022
REGIONALER PLANUNGSVERBAND WÜRZBURG

Sabine Sitter, Landrätin
Verbandsvorsitzende

Herausgegeben und gedruckt von der Regierung von Unterfranken, Würzburg. Erscheint nach Bedarf, in der Regel monatlich zweimal. Bezugspreis: jähr-
lich 23,–  € zuzüglich Versandkosten. Bestellungen zum laufenden Bezug sind an die Regierung von Unterfranken, Sachgebiet Z3 Haushalt, 97064 Würz-
burg, zu richten. Einzelnummern sind zum Preis von 2,– € je Stück zuzüglich Versandkosten bei der Regierung von Unterfranken erhältlich.


